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Der Spaßgesellschaft vergeht das La-
chen. Ein Großbrand verwüstet die
Fußballarena. Ein Flugzeug der „Ne-
ver-come-back-Airline“ stürzt in ein
Heavy-Metal-Konzert. Eine islamis-
tische Terrorzelle sprengt die Haupt-
tribüne beim Großen Preis. Eine Mas-
senpanik hinterlässt Tote und Ver-
letzte. Dumm gelaufen? Pech ge-
habt? 

Für so genannte „Opferanwälte“
steht meist sofort fest: Der Veran-
stalter haftet. Oder der Betreiber der
Sportstätte. Oder der Eigentümer.
Oder alle Organisationsverantwort-
lichen zusammen. So klar ist die Lage
aber keineswegs.

Grundsatz:
Der Organisator haftet.
Die Haftbarkeiten der Organisatoren
von Großevents betrafen zwar schon
immer den Zustand der Verantstal-
tungsstätten sowie die Vorbereitung
und Durchführung der Veranstal-
tung. Bekannt ist auch seit jeher, dass
der Verantwortliche nicht nur für ei-
genes Handeln einzustehen hat, 
sondern auch für Mitarbeiter, Ord-
ner und Offizielle, für den Zustand
der baulichen Einrichtungen nebst
Inventar und auch für den Pfusch der
eingesetzten Dienstleister. Ob je-
doch der Organisator auch für Ereig-
nisse eintreten muss, die niemand je-
mals vollständig beherrschen kann,
hängt entscheidend von der Qualität
seiner Risikovorsorge ab. 

Anknüpfungspunkt
Pflichtverletzung
Rechtlich knüpft die Haftbarkeit von
Veranstaltern, Hallen- und Sport-
stättenbetreibern an die von ihnen
zu beachtenden Pflichten (Sorgfalts-
bzw. Verkehrssicherungspflichten)
an. Verletzen sie diese und werden
dadurch Dritte geschädigt, so riskie-
ren sie den Regress.

Grundsätzlich besteht zunächst eine
vertragliche, aber auch eine delikts-
rechtliche Haftung. Voraussetzung
beider Haftungsarten ist stets ein
schuldhaftes Handeln des Verant-
wortlichen oder seiner Einsatzkräfte
(Erfüllungsgehilfen). Der Besucher
der Veranstaltung muss sich also
nicht  auf den schuldhaft oder gedan-
kenlos handelnden Gehilfen verwei-
sen lassen, sondern kann den Organi-
sationsverantwortlichen direkt in
Anspruch nehmen. 

Schuldhaftes Verhalten ist stets dann
gegeben, wenn der eingetretene
Schaden vorsätzlich oder fahrlässig
verursacht wurde. Vorsatz ist leicht
zu identifizieren, während Fahrläs-
sigkeit dann vorliegt, wenn die im
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer
Acht gelassen wurde (§ 276 Abs. 2
BGB).

Pflichtverletzung bei 
unbeherrschbaren Ereignissen
Nun leuchtet auf den ersten Blick
ein, dass ein Organisator weder für
den Absturz eines Flugzeugs verant-
wortlich sein kann, noch für Natur-
katastrophen, und schon gar nicht
für die Entschlüsse  religiös motivier-
ter Selbstmordattentäter.

Dennoch erschöpft sich die zure-
chenbare Kausalkette hiermit nicht.
Denn schuldhaft handelt auch derje-
nige, der nicht die gebotenen und zu-
mutbaren Vorkehrungen trifft, um
erkennbare Gefahren von Zuschau-
ern oder Konzertbesuchern abzu-
wenden. Eine Konsequenz dieser
Überlegung ist heute schon Stan-
dard: Solide Einlasskontrollen, Siche-
rung und Separierung von Fan-Grup-
pen, qualifiziertes Wach- und
Schutzpersonal, ständige Beobach-
tung und Kontrolle der Besucher
auch während der Veranstaltung, Or-
ganisation von Flucht- und Behand-

lungsräumen, Bereitstellung von
Rettungssanitätern und Kooperati-
on mit Behörden. 

Sicherheitsmaßnahmen 
erforderlich
Man braucht keine prophetischen
Fähigkeiten, um zu wissen, dass
auch öffentliche Veranstaltungen in
Deutschland latent terrorgefährdet
sind. Also müssen Sicherheitsüberle-
gungen die gesamte Vorbereitung
und den Ablauf der Veranstaltung
umfassen. Hierzu gehört die syste-
matische Sicherung und Überwa-
chung der verwendeten Einrichtun-
gen und Hilfsmittel und des gesam-
ten räumlichen und logistischen
Umfelds; je nach dem Grad der er-
kennbaren Bedrohung ist ein niedri-
ger oder ein höherer Sicherheitsauf-
wand erforderlich. Was aber ist er-
kennbar? 

Muss dazu eine konkrete Drohung
vorliegen, müssen konkrete nach-
richtendienstliche Erkenntnisse vor-
handen sein, oder genügt es nicht
vielmehr schon, wenn die Veranstal-
tung aus Sicht eines Terroristen ein
„geeignetes Ziel“ ist? Nach Erkennt-
nissen von Kriminalisten gibt es zwei
wesentliche Faktoren, nämlich (1)
die symbolische Wirkung und (2) die
Machbarkeit eines Attentats. 

Prestigeprojekte wie die Olympi-
schen Spiele oder die Fußball-WM
leuchten als Ziele von hohem Sym-
bolgehalt sofort ein. Logische Folge:
Millionenschwere Sicherheitsmaß-
nahmen bis hin zum Einsatz der NA-
TO verringern die Machbarkeit und
machen das Ausweichen der Terroris-
ten auf  andere Ziele wahrscheinli-
cher. Mit anderen Worten: Gefordert
ist künftig die Sensibilität eines jeden
Organisationsverantwortlichen, will
er sich keinem unkalkulierbaren Haf-
tungsrisiko aussetzen.

Haftungsfreizeichnung 
ist kein Allheilmittel
Wäre es nun angesichts dieses Bedro-
hungspotenzials nicht praktisch, sich
der lästigen Verantwortlichkeit
durch eine geschickte Vertragsgestal-
tung wieder entziehen zu können? In
diesen reizvollen Gedanken haben
Generationen von Vertragsjuristen
viel  Zeit und Aufwand investiert –
mit mäßigem Erfolg. 

Die Haftung für vorsätzliches Han-
deln kann im Voraus niemals ausge-
schlossen werden (§ 276 Abs. 3 BGB).
Auch neigt die Rechtsprechung dazu,
vertragliche Haftungsausschlüsse
oder -milderungen eng auszulegen,
natürlich stets zu Lasten der Organi-
sationsverantwortlichen. Dem Besu-
cher einer Veranstaltung kann näm-
lich nach Auffassung des BGH in der
Regel nicht unterstellt werden, dass
er mit dem Ausschluss der Haftung
für grobe Fahrlässigkeit des Veran-
stalters einverstanden sei, zumal der
Vertragsschluss zwischen Veranstal-
ter und Besucher typischerweise
nicht durch Aushandeln der Vertrags-
konditionen zustande kommt, son-
dern durch das bloße Lösen einer Ein-
trittskarte.  

Freizeichnung 
bei leichter Fahrlässigkeit?
Aber auch Ausschlussklauseln, die
nur die leichte Fahrlässigkeit betref-
fen, können im Einzelfall unwirksam
sein. Dies betrifft insbesondere Ver-
tragspflichten, deren Verletzung in ty-
pischer Weise eine Gefährdung von
Leben und Gesundheit des Teilneh-
mers herbeiführen kann. In den letz-
ten Jahren ist überdies die generelle
Tendenz der Rechtsprechung deutlich
geworden, die Rechte des Endver-
brauchers gegenüber dem Unterneh-
mer zu stärken. Die Hoffnung,  Haf-
tungsprobleme durch Ausschluss-
vereinbarungen in den Griff zu be-

kommen, zumal im Wege Allgemei-
ner Geschäftsbedingungen, ist naiv. 

Versicherungslösung nicht in Sicht
Kann sich der Veranstalter wenigs-
tens versichern? Während dies für
konventionelle Haftungssituationen
ein absolutes Muss ist, scheint für
das Risiko „Terror“ eine Versicherung
seit dem 11. September 2001 gerade-
zu unmöglich geworden zu sein.

Die Versicherer kalkulieren ihre Risi-
ken zunehmend zurück-
haltend und sind heute
generell bestrebt, die
Haftpflichtdeckung nur
noch ohne die Sparte
„Terrorismus“ anzubie-
ten. Widerstrebend wer-
den in Einzelfällen be-
sondere Risikoeinschlüsse angebo-
ten, gegen hohe Sonderprämien.
Denn die neuen Eigenkapitalvor-
schriften der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungen zwingen die
Versicherer dazu, ihre Geschäftsrisi-
ken stärker als früher mit Eigenmit-
teln zu unterlegen. Hieraus resultiert
eine risikoaversive Haltung der ge-
samten Branche. Die entstehende
Lücke füllen „Special Risk Underwri-
ters“ mit  teuren versicherungsfrem-
den Finanzierungsinstrumenten des
allgemeinen Kapitalmarktes, z. B.
Derivaten. Wo Versicherer dankend
ablehnen, steigen heute Bankiers ins
Geschäft ein. Angesichts der stets an-
fallenden üppigen Prämien ist dies
wohl keine Lösung für die Mehrheit
der Veranstalter und Organisatoren.

Ausblick:
Bleibt als juristisch empfehlenswerte
Lösung, alle organisatorisch erforder-
lichen und zumutbaren Vorbereitun-
gen zu veranlassen. Die Praxis wird
sich künftig gefallen lassen müssen,
mit strengeren Maßstäben als bisher
gemessen zu werden. 

Dies betrifft zum einen die Prophyla-
xe, also Maßnahmen, die den eigent-
lichen Eintritt eines befürchteten
Schadensfalles verhindern sollen. Ba-
sis ist immer eine fundierte einzel-
fallbezogene Risikoanalyse. Exem-
plarisch wären etwa folgende Maß-
nahmen zu erwägen: Das Verbot von
Rucksäcken und Behältnissen, der
Einsatz von Metalldetektoren und
elektronischem Überwachungsgerät,
weiträumige Parkverbote und Zu-
fahrtsbeschränkungen, ja sogar der

Ausschluss von Überflugrechten
während der Veranstaltung. 

Und es betrifft die Prävention, also
Maßnahmen, die darauf abzielen,
nach einem eingetretenen Schadens-
ereignis den Schaden möglichst ge-
ring zu halten. Dazu zählen Notfall-
pläne, logistische Versorgung, trau-
mapsychologische Betreuung, Kri-
sen-PR und ein effektives Krisenma-
nagement. ●

Haften Veranstalter, Sportstättenbetreiber oder 

-eigentümer auch für terroristische Anschläge und

Katastrophenfälle? Unsicherheit herrscht seit dem 11.

September 2001 in der Branche. Haftpflichtversiche-

rer ziehen sich zurück. Wie sind die Risiken zu ermit-

teln, welche Vorsorgemaßnahmen sind angezeigt? 
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